Deutscher Bundestag 
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10 . 10 . 2001 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. September 2000 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die 
gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen 


A. Problem und Ziel 

Aus der Erkenntnis, dass eine umfassende Zusammenarbeit mit 
den Nachbarstaaten ein wesentiiches Kettengiied zur Vorsorge und 
bei der Bewäitigung von Katastrophen und Ungiücksfäiien biidet, hat 
die Bundesrepubiik Deutschiand zu Beginn der 80er Jahre mit der 
Vereinbarung von Hiifeieistungsabkommen mit ihren europäischen 
Nachbarn begonnen. Der mit der Tschechischen Repubiik geschios- 
sene Vertrag über die gegenseitige Hiifeieistung bei Katastrophen 
und schweren Ungiücksfäiien steiit den wichtigen Abschiuss dieser 
Entwickiung dar. 

Der Vertrag soii - unter Würdigung des Gedankens nachbariicher Soii- 
darität - den rechtiichen Rahmen für eine rasche und wirkungsvoiie 
Hiife im Katastrophen- und Ungiücksfaii biiden. Er soii zudem impuise 
für einen verstärkten informations- und Erfahrungsaustausch auf 
den verschiedenen Ebenen der nachbariichen Zusammenarbeit im 
Rahmen von Hiifeieistungen geben. 


B. Lösung 

Der am 19. September 2000 Unterzeichnete Vertrag trägt dem Rech- 
nung. Er iegt die Ansprech- und Kontaktsteiien fest, regeit Erieich- 
terungen für den grenzüberschreitenden Verkehr von Einsatzkräften 
und Gütern sowie die Fragen der Einsatzkosten, wobei der Grund- 
satz des gegenseitigen Kostenverzichts giit. Der Vertrag sieht einen 
Haftungsausschiuss bei Personen- und Sachschäden sowie einen 
umfassenden informations- und Erfahrungsaustausch der beiden 
Vertragsparteien vor und enthäit Regeiungen zur Schaffung von Teie- 
kommunikationsverbindungen und zum Datenschutz. 

Mit dem vorgeiegten Vertragsgesetz soii der Vertrag die für die Ratifi- 
kation erforderiiche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
nach Artikei 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erhaiten. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Die Vertragspartner haben sich - wegen der humanitären Zielsetzung 
des Vertrags - auf das Angebot grundsätzlich kostenloser Hilfe ge- 
einigt. Sie können im Einzelfall hiervon abweichen und eine Kosten- 
erstattung vereinbaren. Diese Regelung lässt erwarten, dass sich die 
Aufwendungen beider Vertragsparteien für wechselseitig gewährte 
Hilfe über einen längeren Zeitraum gesehen ausgleichen. 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den ^ Oktober 2001 


022 M 321 -21 6 00 -ZI 39/01 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 19. September 2000 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die 
gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 


Der Bundesrat hat in seiner 767. Sitzung am 27. September 2001 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 19. September 2000 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 19. September 2000 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die gegen- 
seitige Hilfeleistung bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen wird zu- 
gestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Aufwendungen, die auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland bei Hilfe- 
leistungen in der Tschechischen Republik entstehen, trägt 

1 . der Bund, soweit das Bundesministerium des Innern Hilfe zugesagt hat, 

2. das jeweilige Land, soweit das Innenministerium des Landes Hilfe zugesagt 
hat; landesrechtliche Bestimmungen über die Kostentragung innerhalb des 
Landes bleiben unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt für Artikel 3 Abs. 3 des Vertrags entsprechend. 

(3) Bei Aufwendungen, die auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland in den 
Fällen des Artikels 9 Abs. 2 bis 4 des Vertrags entstehen, richtet sich die Kosten- 
trägerschaft danach, ob die jeweilige Hilfsmaßnahme in den Aufgabenbereich 
des Bundes oder eines Landes fällt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 7 Abs. 1 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da das Gesetz in Verbindung mit dem Vertrag auch das Verwal- 
tungsverfahren von Landesbehörden regelt. 

Zu Artikel 2 

Dem humanitären Geist des Vertrags entsprechend gehen beide Vertrags- 
staaten hinsichtlich der Kostenerstattung von einem weitgehenden, wechsel- 
seitigen Kostenverzicht aus. 

Der Bund trägt die Kosten einer von ihm zugesagten Hilfeleistung in den Fällen, 
in denen er nach dem Vertrag unmittelbar um Hilfe ersucht wird oder in denen 
die an die Tschechische Republik angrenzenden Länder das an sie gerichtete 
Hilfeersuchen an den Bund weiterleiten, weil das Ausmaß der Katastrophe Hilfe- 
leistungen in einem Umfang erfordert, der den üblichen Rahmen der Nachbar- 
schaftshilfe im Grenzbereich überschreitet. 

Die auf Seiten der Bundesrepublik Deutschland für Hilfsmaßnahmen in der 
Tschechischen Republik entstehenden Kosten sind grundsätzlich von dem Land 
zu tragen, welches nach Artikel 3 des Vertrags das Hilfeersuchen entgegenge- 
nommen und Hilfe zugesagt hat. Die Kostenverteilung entspricht der Regelung 
des Artikels 104a Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Dieser Regelung liegt der Gedanke zugrunde, dass die an die Tschechische 
Republik angrenzenden Länder und Kommunen schon seit Jahren über die 
Grenze hinweg Hilfe geleistet und Hilfe empfangen und die dazu erforderlichen 
Entscheidungen ohne Einschaltung des Bundes getroffen haben. 

Diese herkömmliche Übung entspricht der Notwendigkeit, dass auch im grenz- 
nahen Bereich Nachbarschaftshilfe schnell und ohne lange Entscheidungswege 
geleistet werden muss, damit sie wirksam greifen kann. 

Da die Hilfeleistungen im grenznahen Bereich auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit geleistet werden, sind auch in der Vergangenheit in aller Regel die ent- 
standenen Kosten weder von deutscher noch von tschechischer Seite dem 
jeweils Hilfeersuchenden in Rechnung gestellt worden. Die Entscheidung über 
die Hilfeleistung und über den Kostenverzicht lag also auch bisher schon in einer 
Hand. Die für den Fall einer Hilfeleistung nach Artikel 3 Abs. 2 des Vertrags 
getroffene Kostenregelung bedeutet nicht notwendigerweise eine Abkehr von 
der bisherigen Praxis, dass die hilfeleistenden deutschen Grenzgemeinden und 
-kreise ihre Aufwendungen selbst tragen. Der staatsrechtliche Begriff „Land“ 
schließt vielmehr auch die Kommunen ein. 

Artikel 2 Abs. 3 bedeutet, dass in den Fällen, in denen bei Hilfeleistungen der 
tschechischen Seite in der Bundesrepublik Deutschland Aufwendungen nach 
diesem Vertrag entstehen, diese gemäß Artikel 104a Abs. 1 des Grundgesetzes 
in der Regel von dem hilfeersuchenden Land zu tragen sind. 

In landesinterne Kostenregelungen wird durch den Vertrag nicht eingegriffen. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 17 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, besonders auf das 
Verbraucherpreisniveau, ergeben sich nicht. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen Republik 
über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen 
und schweren Unglücksfällen 

Smlouva 

mezi Spolkpvou republikou Nemecko 
a Ceskou republikou 
0 vzäjemne pomoci pfi katastrofäch 
a velkych haväriich 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechische Republik - 

in der Absicht, einen Beitrag zur Entwicklung gutnachbarlicher 
Beziehungen in Europa zu leisten, 

eingedenk des Abschließenden Dokuments des Dritten Folge- 
treffens der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa in Wien vom 1 5. Januar 1 989 und des Helsinkidokuments 
vom 10. Juli 1992, 

in Übereinstimmung mit dem Artikel 17 des Vertrags vom 
27. Februar 1992 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit, 

überzeugt von der Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit 
dem Ziel, die gegenseitige Hilfe bei Katastrophen und schweren 
Unglücksfällen zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Vertrags 

Dieser Vertrag regelt die Bedingungen der freiwilligen Hilfe- 
leistung bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen auf dem 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates. Die Hilfe wird auf 
Grund eines Hilfeersuchens gewährt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Vertrags bedeuten die Begriffe 

a) „hilfeersuchender Staat“: der Vertragsstaat, dessen zustän- 
dige Behörden um Hilfeleistung ersuchen; 

b) „hilfeleistender Staat“: der Vertragsstaat, dessen zuständige 
Behörden einem Ersuchen um Hilfeleistung stattgeben; 

c) „Hilfsmannschaft“: eine Gruppe von Personen unter einem 
bestimmten Leiter, die mit ihren Ausrüstungsgegenständen 
zur Hilfeleistung in den hilfeersuchenden Staat entsandt wird; 

d) „Ausrüstungsgegenstände“: das Material, die technischen 
Mittel, die Transportmittel, Rettungshunde, die persönliche 
Ausstattung und die Güter für den Eigenbedarf {Betriebs- 
güter); 

e) „Hilfsgüter“: Gegenstände, die zur Linderung der Folgen von 
Katastrophen und schweren Unglücksfällen oder zur kosten- 
losen Verteilung unter der Bevölkerung bestimmt sind; 

f) „Transitstaat“: der Vertragsstaat, dessen Hoheitsgebiet von 
Hilfsmannschaften oder einzelnen Fachkräften durchquert 


Spolkovä republlka Nemecko 
a 

Ceskä republlka - 

s ümysiem phspet k rozvojl dobrych sousedskych vztahü v 
Evrope, 

majice na pameti zäverecny dokumenttfeti näsledne schüzky 
Konference o bezpecnostl a spolupräci v Evrope pfljaty ve Vi'dnI 
dne 15. ledna 1989 adokument phjaty v Helslnkäch dne 10. cer- 
vence 1992, 

V souladu s clänkem 17 Smiouvy mezi Spolkovou republikou 
Nemecko a Ceskou a Slovenskou Federativm' Republikou o 
dobrem sousedstvf a prätelske spolupräci z 27. ünora 1992, 


presvedceny o nutnosti spolupräce s cfiem usnadnit vzäjem- 
nou pomoc pfi katastrofäch a velkych haväriich - 


se dohodly takto: 

Clänek 1 

Pfedmet smiouvy 

Tato smlouva upravuje podminky dobrovolneho poskytoväni 
pomoci pfi katastrofäch a velkych haväriich na üzemi druheho 
smiuvniho stätu. Pomoc se poskytuje na zäklade zädosti o 
poskytnuti pomoci. 

Clänek 2 
Vymezenf pojmü 

Ve smysiu teto smiouvy znamenajf pojmy: 

a) „stät zädajici o pomoc“ ten smiuvni stät, jehoz pfi'slusne 
orgäny zädaji o poskytnuti pomoci, 

b) „stät poskytuji'cf pomoc“ ten smiuvni stät, jehoz pfi'slusne 
orgäny vyhovi zädosti o poskytnuti pomoci, 

c) „zächrannä jednotka“ skupinu osob s urcenym vedoucim 
vysianou se svym vybavenim za ücelem poskytnuti pomoci 
do stätu zädajiciho o pomoc, 

d) „vybaveni“ materiäl, technicke prostfedky, dopravni 
prostfedky, zächranne psy, osobni vystro] a pfedmety osob- 
ni potfeby (provozni zäsoby), 

e) „pfedmety pomoci“ pfedmety, ktere jsou urceny ke zmirneni 
näsledkü katastrof a velkych havärii nebo ktere jsou urceny 
k bezplatnemu rozdeleni mezi obyvatelstvo, 

f) „tranzitni stät“ ten smiuvni stät, pfes jehoz üzemi pfechäzeji 
zächranne jednotky nebo jednotlivi odbornici nebo pfes 
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wird oder durch welches Ausrüstungsgegenstände sowie 
Hilfsgüter befördert werden, um einen Drittstaat zum Zwecke 
der Hilfeleistung zu erreichen. 

Artikel 3 
Zuständigkeiten 

(1) Die für die Stellung und die Entgegennahme von Hilfe- 
ersuchen zuständigen Behörden (im Folgenden zuständige 
Behörden genannt) sind 

in der Bundesrepublik Deutschland: 

- das Auswärtige Amt, 

- das Bundesministerium des Innern, 

- das Bayerische Staatsministerium des Innern, 

- das Sächsische Staatsministerium des Innern; 
in der Tschechischen Republik: 

- das Ministerium des Innern, 

- das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten. 

(2) Mit dem Hilfeersuchen werden die zuständigen Behörden 
vor allem Art und Umfang der benötigten Hilfe mitteilen. Die 
zuständigen Behörden des hilfeleistenden Staates entscheiden 
über Art, Form und Umfang der Hilfeleistung. 

(3) Die zuständigen Behörden können durch Vereinbarungen 
gemäß Artikel 1 3 Absatz 3 andere Behörden und Stellen bezeich- 
nen, die zur Stellung und zur Entgegennahme von Hilfeersuchen 
befugt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden und die im Absatz 3 genannten 
Behörden sind ermächtigt, bei der Durchführung dieses Vertrags 
unmittelbar miteinander in Verbindung zu treten. 

(5) Die zuständigen Behörden geben einander ihre Adressen 
und Fernmeldeverbindungen sowie die Adressen und Fernmel- 
deverbindungen der in Absatz 3 genannten Behörden bekannt. 

Artikel 4 

Arten der Hilfeleistung 

(1) Die Hilfe kann durch die Entsendung von Hilfsmannschaf- 
ten oder einzelnen Fachkräften, durch die Gewährung von Hilfs- 
gütern, durch Übermittlung benötigter Informationen oder auf 
andere geeignete Art und Weise geleistet werden. 

(2) Die Hilfsmannschaften, die einzelnen Fachkräfte, Aus- 
rüstungsgegenstände sowie Hilfsgüter können auf dem Land-, 
Luft- oder Wasserweg transportiert werden. 

Artikel 5 

Grenzübertritt und Aufenthalt 

(1) Um die für eine Hilfeleistung erforderliche Wirksamkeit und 
Schnelligkeit zu ermöglichen, gewährleisten die Vertragsstaaten 
die Beschränkung der Förmlichkeiten beim Überschreiten der 
Staatsgrenze auf das unerlässliche Mindestmaß. 

(2) Angehörige einer Hilfsmannschaft können im Rahmen einer 
Hilfeleistung die Staatsgrenze des hilfeersuchenden Staates 
ohne Reisedokument überschreiten und sich auf dessen 
Hoheitsgebiet aufhalten. Der Leiter einer Hilfsmannschaft muss 
ein Dokument über die Beauftragung zur Hilfeleistung auf Verlan- 
gen vorlegen, das Angaben über die Art der Hilfe, die Art der 
Hilfsmannschaft und die Zahl der Angehörigen enthält. Im Falle 
besonderer Eilbedürftigkeit kann diese Bescheinigung auf an- 
dere geeignete Weise ersetzt werden. Die Angehörigen einer 
Hilfsmannschaft sind verpflichtet, sich auf Verlangen mit einem 
gültigen, mit Lichtbild versehenen Dienstausweis oder einem 
Identitätsdokument auszuweisen. 

(3) Bei besonderer Dringlichkeit kann die Staatsgrenze auch 
außerhalb von Grenzübergangsstellen überschritten werden. In 
diesem Fall sind die für die Grenzüberwachung örtlich zustän- 
digen Behörden unverzüglich davon zu unterrichten. 


ktere je prepravoväno vybaveni nebo pfedmety pomoci do 
tfeti'ho statu za ücelem poskytnutf pomoci. 

Clänek 3 
Kompetence 

(1) Orgäny pfislusne pro pfedklädäni a pfiji'mäm' Mdosti o 
poskytnuti pomoci (däie jen „prislusne orgäny“) jsou 

ve Spolkove republice Nemecko: 

- Ministerstvo zahranici', 

- Spolkove ministerstvo vnitra, 

- Bavorske stätni ministerstvo vnitra, 

- Saske stätni ministerstvo vnitra; 

V Ceske republice: 

- Ministerstvo vnitra, 

- Ministerstvo zahranicni'ch veci. 

(2) V zädosti o poskytnuti pomoci uvedou pri'siusne orgäny 
zejmena druh a rozsah pozadovane pomoci. Pfislusne orgäny 
stätu poskytujiciho pomoc rozhodnou o druhu, forme a rozsahu 
pomoci. 

(3) Pfislusne orgäny mohou formou ujednäni podle clänku 
13 ödst. 3 urcit jine orgäny a kontaktni mista, kterä budou 
oprävnena k pfedklädäni a pfijimäni zädosti o poskytnuti pomo- 
ci. 

(4) Pfislusne orgäny a orgäny podle odstavce 3 jsou 
zmocneny vstupovat pfi provädeni teto smiouvy do 
bezprostfedniho vzäjemneho styku. 

(5) Pfislusne orgäny si vzäjemne oznämi sve adresy a teleko- 
munikacni spojeni, jakoz i adresy a telekomunikacni spojeni 
orgänü podle odstavce 3. 

Clänek 4 
Druhy pomoci 

(1) Pomoc müze byt poskytoväna vysiänim zächrannych 
jednotek nebo jednotlivych odbornikü, poskytnutim pfedmetü 
pomoci, sdelenim potfebnych informaci nebo jinym vhodnym 
zpüsobem. 

(2) Zächranne jednotky, jednotlivi odbornici, vybaveni, jakoz i 
pfedmety pomoci mohou byt pfepravoväny po zemi, letecky 
nebo po vode. 

Clänek 5 

Pfekracoväni stätni'ch hranic a pobyt 

(1) Pro zabezpeceni ücinnosti a rychlosti potfebne k poskyt- 
nuti pomoci zajisti smiuvni stäty omezeni formalit pfi pfekraco- 
väni stätnich hranic na nejmensi moznou miru. 

(2) Clenove zächranne jednotky mohou v rämci poskytoväni 
pomoci pfekracovat stätni hranice a zdrzovat se na üzemi stätu 
zädajiciho o pomoc bez cestovnich dokladü. Vedouci 
zächranne jednotky musi na pozädäni pfedlozit doklad o 
povefeni k poskytnuti pomoci obsahujici üdaje o druhu pomoci, 
druhu zächranne jednotky a poctu jejich clenü. V obzviäst’ 
nalehavych pfipadech Ize toto povefeni nahradit jinym vhodnym 
zpüsobem. Clenove zächranne jednotky jsou povinni se na 
pozädäni prokäzat platnym sluzebnim prükazem opatfenym 
fotografii nebo dokladem totoznosti. 


(3) V obzviäst’ nalehavych pfipadech Ize pfekracovat stätni 
hranice i mimo hranicni pfechody. V takovem pfipade je nutne o 
tom neprodlene informovat mistne pfislusne orgäny ochrany 
stätnich hranic. 
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(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 sind auch in den 
Fällen anzuwenden, in denen ein Vertragsstaat Transitstaat ist. 
Die zuständigen Behörden unterrichten einander rechtzeitig dar- 
über, dass das Erfordernis eines Transits besteht, und stimmen 
die Art und Weise der Durchführung ab. 

(5) Die Angehörigen von Hilfsmannschaften und die einzelnen 
Fachkräfte benötigen für ihre Tätigkeit bei einer Hilfeleistung auf 
dem Hoheitsgebiet des hilfeersuchenden Staates keine Arbeits- 
erlaubnis. 

(6) Die Angehörigen von Hilfsmannschaften sind berechtigt, 
auf dem Hoheitsgebiet des hilfeersuchenden Staates Uniform zu 
tragen, sofern diese zu ihrer regulären Ausstattung gehört. Die 
Hilfsmannschaften sind berechtigt, auf dem Hoheitsgebiet des 
hilfeersuchenden Staates an ihren Fahrzeugen eigene Warn- 
zeichen zu verwenden. 

Artikel 6 

Ein- und Ausfuhr 

der Ausrüstungsgegenstände und der Hilfsgüter 

(1) Die Vertragsstaaten erleichtern die Ein- und Ausfuhr der 
Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter. Der Leiter einer Hilfs- 
mannschaft und einzelne Fachkräfte haben den Zollbehörden 
des hilfeersuchenden Staates beim Grenzübertritt ein Verzeich- 
nis der mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter zu 
übergeben. Wenn in besonders dringenden Fällen ein Verzeich- 
nis der mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter 
nicht übergeben werden kann, wird dieses Verzeichnis den 
zuständigen Zollbehörden unverzüglich nachträglich übergeben. 

(2) Die Hilfsmannschaften und einzelne Fachkräfte dürfen 
außer Ausrüstungsgegenständen und Hilfsgütern kein anderes 
Gut ein- und ausführen. Die Ausrüstungsgegenstände und Hilfs- 
güter werden von allen Zollabgaben, Steuern und Gebühren 
befreit und dürfen nur für die Hilfeleistung verwendet werden. 

(3) Für Ausrüstung und Hilfsgüter finden die Verbote und 
Beschränkungen für die Gütereinfuhr keine Anwendung. Aus- 
rüstung und Hilfsgüter, die nicht verbraucht oder zerstört wurden, 
sind wieder auszuführen. Lassen besondere Verhältnisse die Wie- 
derausfuhr nicht zu, so sind Art und Menge sowie der Verbleib der 
Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter der für die Hilfeleistung 
zuständigen Behörde des hilfeersuchenden Staates anzuzeigen, 
welche die zuständige Zollsteile hiervon benachrichtigt. 

(4) Die Bestimmungen des Absatzes 3 finden auch auf die 
Einfuhr von Suchtstoffen/psychotropen Stoffen in das Hoheits- 
gebiet des hilfeersuchenden Staates sowie die Wiederausfuhr 
der nicht verbrauchten Mengen Anwendung. Dieser Warenver- 
kehr gilt nicht als Ein- und Ausfuhr im Sinne der internationalen 
Übereinkommen über Suchtstoffe/psychotrope Stoffe. Sucht- 
stoffe/psychotrope Stoffe dürfen nur im Rahmen des dringenden 
medizinischen Bedarfs eingeführt und nur durch qualifiziertes 
medizinisches Personal nach den rechtlichen Bestimmungen 
desjenigen Staates, dem die Hilfsmannschaft angehört, ein- 
gesetzt werden. Das Recht des hilfeersuchenden Staates, an Ort 
und Stelle Kontrollen durchzuführen, bleibt unberührt. Nicht 
verbrauchte Suchtstoffe/psychotrope Stoffe, die nicht wieder 
ausgeführt werden können, unterliegen den im Hoheitsgebiet 
des hilfeersuchenden Staates geltenden Rechtsvorschriften. 

(5) Für Fahrzeuge, die zur Hilfeleistung Verwendung finden, 
sind die Genehmigungen für den internationalen Straßenverkehr 
und die Internationale Versicherungskarte für Kraftverkehr nicht 
erforderlich; sie sind von der Pflicht der Entrichtung der Auto- 
bahnbenutzungsgebühr befreit. 

(6) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 5 sind auch in den 
Fällen anzuwenden, in denen ein Vertragsstaat Transitstaat ist. 

Artikel 7 

Einsatz von Luftfahrzeugen 

(1) Luftfahrzeuge können nicht nur für die schnelle Beförde- 
rung der Hilfsmannschaften, der einzelnen Fachkräfte, Aus- 


(4) Ustanovenf odstavcü 1 az 3 se pouzljf I v pfipadech, kdy je 
jeden ze smiuvnich stätü tranzitni'm stätem. Prislusne orgäny se 
vcas vzäjemne informuji o tom, ze vznikla potfeba tranzitu a 
dohodnou druh a zpüsob jeho provedeni. 

(5) Clenove zächrannych jednotek a jednotllvf odbornicl 
nepotfebujf pro svou cinnost ph poskytoväni pomoci na üzemi 
statu zädaji'ciho o pomoc povolenf k zamestnänf. 

(6) Clenove zächrannych jednotek jsou na üzemi statu zäda- 
jiciho o pomoc oprävneni nosit uniformu, pokud nälezi k jejich 
bezne vystroji. Zächranne jednotky jsou oprävneny pouzivat na 
üzemi stätu zädajiciho o pomoc na svych vozidlech vlastni 
vystraznä znameni. 


Clänek 6 
Dovoz a vyvoz 

vybaveni a predmetü pomoci 

(1) Smiuvni stäty usnadni dovoz a vWoz vybaveni a 
predmetü pomoci. Vedouci zächranne jednotky a jednotlivi 
odbornici jsou povinni ph pfekracoväni stätnich hranic pfedat 
celnim orgänüm stätu zädajiciho o pomoc seznam pfeväzeneho 
vybaveni a predmetü pomoci. Jestlize ve zviäst’ nalehavych 
pfipadech nelze seznam pfeväzeneho vybaveni a pfedmetü 
pomoci pfedat, bude tento seznam pfedän pfislusnym celnim 
orgänüm bez prodleni dodatecne. 

(2) Zächranne jednotky a jednotlivi odbornici nesmi krome 
vybaveni a pfedmetü pomoci doväzet a vyväzet zädne jine 
zbozi. Vybaveni a pfedmety pomoci jsou osvobozeny od 
veskerych cel, dani a poplatkü a mohou byt pouzity pouze pro 
poskytnuti pomoci. 

(3) Na vybaveni a pfedmety pomoci se nevztahuji zäkazy a 
omezeni platnä pro dovoz zbozi. Vybaveni a pfedmety pomoci, 
ktere nebyly spotfeboväny nebo zniceny, je tfeba vyvezt zpet. 
Nebude-Ii mozne zpetny vWoz v düsledku zviästnich okolnosti 
uskutecnit, je zapotfebi oznämit druh, mnozstvi a misto 
zanechäni tohoto vybaveni a pfedmetü pomoci pfislusnemu 
orgänu stätu zädajiciho o pomoc, ktery o tom bude informovat 
pfislusny ceini orgän. 

(4) Ustanoveni odstavce 3 se pouzije i v pfipade dovozu 
omamnych a psychotropnich lätek na üzemi stätu zädajiciho o 
pomoc a zpetneho vyvozu nespotfebovaneho mnozstvi. Tento 
pohyb zbozi se nepovazuje za dovoz a yyyoz ve smysiu 
mezinärodnich ümluvtykajicich se omamnych a psychotropnich 
lätek. Omamne a psychotropni lätky je pfipustne doväzet pouze 

V mnozstvi odpovidajicim nalehavym zdravotnickym potfebäm 
a aplikovat je müze pouze kvalifikovany zdravotnicky personäl 

V souladu s prävnimi pfedpisy toho stätu, k nemuz zächrannä 
jednotka nälezi. Prävo stätu zädajiciho o pomoc provädet 
kontrolu v miste neni dotceno. Naklädäni s nespotfebovanymi 
omamnymi a psychotropnimi lätkami, ktere nemohou byt 
vyvezeny zpet, podlehä prävnim pfedpisüm platnym na üzemi 
stätu zädajiciho o pomoc. 

(5) U vozidel pouzivanych ph poskytoväni pomoci se 
nevyzaduje povoleni pro mezinärodni silnicni pfepravu a 
mezinärodni automobilovä pojist’ovaci karta a jsou osvobozena 
od povinnosti ührady däinicniho poplatkü. 

(6) Ustanoveni odstavcü 1 az 5 se pouziji 1 v pfipadech, kdy je 
jeden ze smiuvnich stätü tranzltnim stätem. 

Clänek 7 
Pouzi'väni letadel 

(1) Letadel Ize pouzit nejen pro rychlou pfepravu zä- 
chrannych jednotek, jednotlivych odbornikü, vybaveni a 
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rüstungsgegenstände sowie Hilfsgüter, sondern auch unmittel- 
bar zur Hilfeleistung benutzt werden. 

(2) Jeder Vertragsstaat gestattet, dass Luftfahrzeuge, die vom 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates aus für die in Ab- 
satz 1 genannten Zwecke starten, ihr Hoheitsgebiet überfliegen 
und auch außerhalb von zugelassenen Flughäfen und für das 
Starten und für das Landen bestimmten Stellen starten und 
landen dürfen. Diese Erlaubnis ersetzt nicht das Einverständnis 
des Grundstückseigners oder anderer berechtigter Personen, 
das nach den jeweiligen Innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
erforderlich Ist. 

(3) Die Verwendung von Luftfahrzeugen zur Hilfeleistung ist 
der zuständigen Behörde des hilfeersuchenden Staates vorab 
mitzutellen, wobei Baumuster, Eintragungsstaat, Eintragungs- 
zeichen des Luftfahrzeugs, seine Besatzung und Passagiere, 
Ladung, Flugroute, Abflugzelt, Landeort und voraussichtliche 
Landezelt anzugeben sind. 

(4) Soweit sich aus den Bestimmungen des Absatzes 2 nichts 
anderes ergibt, sind die Luftverkehrsvorschriften der Vertrags- 
staaten und das bilateral abgestimmte Verfahren für das Über- 
fliegen der Staatsgrenze anzuwenden. 

Artikel 8 

Koordination und Gesamtleitung 

(1) Die Koordination und Gesamtleitung der Rettungs- und 
Hilfsmaßnahmen obliegt den Behörden und Elnsatzleltern des 
hllfeersuchenden Staates. 

(2) Anweisungen an die Hllfsmannschaften des hllfelelstenden 
Staates werden ausschließlich an Ihre Leiter gerichtet, die Ein- 
zelheiten der Durchführung gegenüber den Ihnen unterstellten 
Kräften anordnen. Die Behörden und Elnsatzlelter des hllfeersu- 
chenden Staates erläutern die Aufgaben, die sie den Hllfsmann- 
schaften oder den einzelnen Fachkräften übertragen wollen. 

(3) Die Behörden des hllfeersuchenden Staates unterstützen 
die Hllfsmannschaften und die einzelnen Fachkräfte und gewähr- 
leisten deren Schutz. 

Artikel 9 

Kosten der Hilfeleistung 

(1) Die Kosten der Hilfeleistung, einschließlich der Aufwen- 
dungen, die durch Verbrauch, Beschädigung, Zerstörung oder 
Verlust von Ausrüstungsgegenständen entstehen, trägt der hilfe- 
leistende Staat, sofern die zuständigen Behörden nichts anderes 
vereinbaren. 

(2) Der hilfeersuchende Staat trägt die durch den Einsatz von 
Luftfahrzeugen entstandenen Kosten, sofern die zuständigen 
Behörden nichts anderes vereinbart haben. 

(3) Die Hilfsmannschaften und einzelne Fachkräfte werden bei 
Bedarf während der Dauer ihres Einsatzes auf dem Hoheitsge- 
biet des hilfeersuchenden Staates auf dessen Kosten logistisch 
versorgt, zum Beispiel verpflegt, untergebracht und mit Betriebs- 
gütern versorgt und erhalten unaufschiebbare medizinische Hilfe. 

(4) Die Kosten für Hilfeleistungen, die von dem hilfeleistenden 
Staat lediglich vermittelt wurden, trägt der hilfeersuchende Staat. 
Dem Antrag auf Vermittlung von Hilfeleistungen muss die zu- 
ständige Behörde des hilfeersuchenden Staates eine Erklärung 
darüber hinzufügen, dass sie mit der Übernahme der Kosten 
einverstanden ist. 

(5) Die Möglichkeit des hilfeersuchenden Staates, für Kosten 
selbst aufzukommen, bleibt von den Bestimmungen des Absat- 
zes 1 unberührt. 

Artikel 10 

Entschädigung und Schadensersatz 

(1) Jeder Vertragsstaat verzichtet auf alle Entschädigungs- 
ansprüche gegen den anderen Vertragsstaat wegen Schadens 


pfedmetü pomoci, nybrz i bezprostfedne pro poskytnuti pomo- 
ci. 

(2) Kazdy ze smiuvnich stätü dovolf, aby letadla startuji'cf z 
üzemi druheho smiuvniho statu za ücely uvedenymi v odstavci 
1 mohla pfeletävat jeho üzemi a aby mohla pfistävat a startovat 
i z jinych mist nez z povolenych letist’ a z ploch urcenych k 
pfistänim a vzletüm. Timto dovolenim se nenahrazuje souhlas 
majitele pozemku nebo jinych oprävnenych osob, ktery je 
potfebny podle pfislusnych vnitrostätnich prävnich pfedpisü. 


(3) Pouziti letadel k poskytnuti pomoci je tfeba pfedem oznä- 
mit pfislusnemu orgänu statu Mdajiciho o pomoc s uvedenim 
üdajü o druhu letadla, statu, v nemz je registroväno, o regis- 
tracni znacce letadla, jeho posädce a cestujicich, näkladu, 
trase, o dobe odietu a o miste a pfedpoklädane dobe pfistäni. 

(4) Pokud z ustanoveni odstavce 2 nevypIWä nie jineho, 
pouziji se prävni pfedpisy platne pro letecky provoz smiuvnich 
stätü a oboustranne dohodnuty postup pro prelet stätnich 
hranic. 

Clänek 8 

Koordinace a celkove h'zeni 

(1) Koordinace a celkove fizeni zächrannych a pomocnych 
akei je V kompetenci orgänü a velitelü zäsahu statu zädajiciho o 
pomoc. 

(2) Pokyny adresovane zächrannym jednotkäm statu posky- 
tujiciho pomoc se vydävaji vylucne jejich vedoucim, ktefi 
zadävaji jednotlive dilci ükoly svym podfizenym. Orgäny a veli- 
tele zäsahu stätü zädajiciho o pomoc vysvetli ükoly, kterymi 
chteji povefit zächranne jednotky nebo jednotlive odborniky. 

(3) Orgäny stätü zädajiciho o pomoc poskytuji podporu 
zächrannym jednotkäm a jednotlivym odborniküm a zajisti jejich 
ochranu. 

Clänek 9 

Näklady na poskytoväni pomoci 

(1 ) Näklady na poskytoväni pomoci, veetne vydajü, ktere vzni- 
knou spotrebou, poskozenim, znicenim nebo zträtou vybaveni, 
hradi stät poskytujici pomoc, pokud se pfislusne orgäny nedo- 
hodnou jinak. 

(2) Stät zädajici o pomoc hradi näklady vznikle nasazenim 
letadel, pokud se pfislusne orgäny nedohodnou jinak. 

(3) Zächranne jednotky ajednotlivi odbornici budou v pfipade 
potfeby po dobu jejich püsobeni na üzemi stätü zädajiciho o 
pomoc logisticky zajisteni na jeho näklady, napfiklad jim bude 
poskytnuto stravoväni, ubytoväni, provozni pfedmety a neod- 
kladnä lekafskä pece. 

(4) Näklady na poskytnuti pomoci, kterou stät poskytujici 
pomoc pouze zprostfedkoval, nese stät zädajici o pomoc. K 
zädosti o zprostfedkoväni poskytnuti pomoci musi pfislusny 
orgän stätü zädajiciho o pomoc pfipojit prohläseni o tom, ze se 
zävazkem ührady näkladü souhlasi. 

(5) Ustanovenim odstavce 1 neni dotcena moznost ührady 
näkladü stätem zädajicim o pomoc. 


Clänek 10 

Odskodneni a nährada skod 

(1) Kazdy smiuvni stät se vzdävä vsech närokü na nähradu 
skody vüci druhemu smiuvnimu stätü v pfipade skody na majet- 
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an Vermögenswerten, wenn dieser von einem Angehörigen einer 
Hilfsmannschaft oder von einer einzelnen Fachkraft bei der Er- 
füllung des Auftrags im Zusammenhang mit der Durchführung 
dieses Vertrags verursacht worden ist. 

(2) Jeder Vertragsstaat verzichtet auf alle Entschädigungs- 
ansprüche gegen den anderen Vertragsstaat wegen Verletzung 
oder wegen des Todes eines Angehörigen einer Hilfsmannschaft 
oder einer einzelnen Fachkraft, soweit der Schaden bei der Erfül- 
lung des Auftrags im Zusammenhang mit der Durchführung des 
Vertrags entstanden ist. 

(3) Durch die Bestimmung des Absatzes 2 bleiben Ersatz- 
ansprüche eines im Zusammenhang mit der Hilfeleistung ge- 
schädigten Angehörigen einer Hilfsmannschaft oder einer einzel- 
nen Fachkraft bzw. deren Hinterbliebenen unberührt. 

(4) Wird durch einen Angehörigen einer Hilfsmannschaft oder 
durch eine einzelne Fachkraft des hilfeleistenden Staates bei der 
Erfüllung eines Auftrags im Zusammenhang mit der Durchführung 
dieses Vertrags im Hoheitsgebiet des hilfeersuchenden Staates 
einem Dritten ein Schaden verursacht, so haftet für den Schaden 
der hilfeersuchende Staat nach Maßgabe der Rechtsvorschriften, 
die im Fall eines durch einen Angehörigen einer eigenen Hilfs- 
mannschaft verursachten Schadens Anwendung finden. 

(5) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wor- 
den ist. 

(6) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten arbeiten 
eng zusammen, um die Erledigung von Schadensersatzan- 
sprüchen zu erleichtern. Insbesondere tauschen sie alle ihnen 
zugänglichen Informationen über Schadensfälle im Sinne dieses 
Artikels aus. 

Artikel 11 

Schutz personenbezogener Daten 

Soweit auf Grund dieses Vertrags personenbezogene Daten 
(im Folgenden Daten genannt) übermittelt werden, gelten die 
nachfolgenden Bestimmungen unter Beachtung der für den 
jeweiligen Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
dem in diesem Vertrag genannten Zweck und zu den durch 
die übermittelnde Stelle gestellten Bedingungen zulässig. Die 
Verwendung ist darüber hinaus zulässig zur Verhütung und 
Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeutung sowie 
zum Zwecke der Abwehr von erheblichen Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Behörde auf 
Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten und 
über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Daten dürfen nur an die zuständigen Stellen übermittelt 
werden. Die weitere Übermittlung an andere Stellen darf nur 
mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden Behörde 
erfolgen. 

d) Die übermittelnde Behörde ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach den 
jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften geltenden 
Übermittlungsverbote zu beachten. Erweist sich, dass un- 
richtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden durf- 
ten, übermittelt worden sind, so ist dies dem Empfänger 
unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Berichtigung 
oder Vernichtung vorzunehmen. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung zur Aus- 
kunftserteilung besteht nicht, wenn das öffentliche Interesse, 
die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des Betroffenen 
an der Auskunftserteilung überwiegt. Das Recht des Betroffe- 
nen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 


ku, pokud ji zpüsobil clen zächranne jednotky nebo jednotlivy 
odbornfk pfi pineni ükolu v souvislosti s provädenfm teto smlou- 
vy. 

(2) Kazdy smluvnf stät se vzdävä vsech närokü na nähradu 
skody vüci druhemu smiuvnimu statu v pripade üjmy na zdravf 
nebo smrti clena zächranne jednotky nebo jednotliveho odbornf- 
ka, pokud skoda vznikla pfi pinenf ükolu v souvislosti s pro- 
vädenim teto smiouvy. 

(3) üstanovenfm odstavce 2 nejsou dotceny näroky na nähra- 
du skody pfislusnika zächranne jednotky nebo jednotliveho 
odbornika poskozeneho v souvislosti s poskytovänim pomoci, 
pfipadne jeho pozüstalych. 

(4) Zpüsobi-Ii clen zächranne jednotky nebo jednotlivy 
odbornfk stätu poskytujfciho pomoc pfi pinenf ükolu v souvlslos- 
tl s provädenfm teto smiouvy na üzemf stätu zädajfcfho o pomoc 
skodu tfetf osobe, odpovfdä za skodu stät zädajfcf o pomoc 
podle prävnfch pfedplsü, ktere by se pouzlly v pffpade, kdy by 
skodu zpüsobil clen vlastnf zächranne jednotky. 


(5) Ustanovenf odstavcü 1 a 2 neplatf, pokud byla skoda 
zpüsobena ümysine nebo z hrube nedbalostl. 

(6) Pffslusne orgäny smiuvnfch stätü üzce spolupracujf, aby 
usnadnily vyflzovänf närokü na nähradu skody. Zejmena sl 
vymenujf veskere jim dostupne Informace o skodnfch pffpadech 
ve smysiu tohoto clänku. 


Clänek 11 

Ochrana osobm'ch üdajü 

Pokud se na zäklade teto smiouvy pfedävajf osobnf üdaje 
(däie jen „üdaje“), plati näsledujfcf ustanovenf s tfm, ze je nutno 
postupovat V souladu s prävnfml pfedplsy platnymi pro kazdy ze 
smiuvnfch stätü. 

a) Pouzltf üdajü pffjemcem je pffpustne pouze k ücelu uve- 
denemu v teto smiouve a za podmfnek stanovenych 
pfedävajfcfm orgänem. Krome toho je jejich pouzltf pffpust- 
ne k pfedchäzenf a stfhänf trestnych cinü zävazneho 
vyznamu, jakoz I za ücelem odvracenf znacneho nebezpecf 
pro vefejnou bezpecnost. 

b) Pffjemce na pozädänf Informuje pfedävajfcf orgän o pouzltf 
pfedanych üdajü a o vysiedcfch dosazenych s jejich pomocf. 

c) Üdaje smejf byt pfedäny pouze pffslusnym subjektüm. Dalsf 
pfedävänf jinym subjektüm Ize uskutecnit jen s pfedchozfm 
souhlasem pfedävajfcfho orgänu. 

d) Pfedävajfcf orgän je povinen dbät na sprävnost pfedä- 
vanych üdajü, jakoz i na potfebnost a pfimefenost s ohledem 
na ücel sledovany pfedänfm. Pfitom je tfeba respektovat 
zäkazy pfedävänf üdajü stanovene pffslusnymi vnitrostätnf- 
mi prävnfmi pfedpisy. Zjistf-Ii se, ze byly pfedäny nesprävne 
üdaje, nebo üdaje, ktere nemely byt pfedäny, je nutne tuto 
skutecnost pffjemci neprodlene sdelit. Pffjemce je povinen 
provest jejich opravu nebo üdaje znicit. 


e) Dotcene osobe je tfeba na zädost poskytnout informa- 
ci o üdajfch 0 nf pfedanych, jakoz i o zamysienem ücelu 
jejich pouzitf. Povinnost sdelit informaci nenf däna, 
pokud vefejny zäjem na neposkytnutf informace pfe- 
vazuje nad zäjmem dotcene osoby na jejfm sdele- 
nf. Prävo dotcene osoby na poskytnutf informace o üda- 
jfch k nf existujfcfch se ffdf vnitrostätnfmi prävnf- 
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zu erhalten, richtet sich nach den innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften des Vertragsstaates, in dessen Hoheitsgebiet die 
Auskunft beantragt wird. 

f) Wird jemand infolge der Übermittlung von Daten nach diesem 
Vertrag rechtswidrig geschädigt, haftet ihm hierfür die emp- 
fangende Stelle nach Maßgabe ihrer innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften. Sie kann sich im Verhältnis zum Geschädigten 
nicht darauf berufen, dass der Schaden durch die über- 
mittelnde Stelle verursacht worden ist. Gewährt der Staat der 
empfangenden Stelle jemandem Ersatz für einen solchen, auf 
Grund einer Verletzung der Bestimmungen dieses Artikels 
durch die übermittelnde Stelle entstandenen Schaden, wird 
der Staat der übergebenden Stelle ihm den vollen Schadens- 
ersatz erstatten. 

g) Soweit die für die übermittelnde Behörde geltenden inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften in Bezug auf die übermittelten 
Daten besondere Löschungsfristen vorsehen, weist die über- 
mittelnde Behörde den Empfänger auf diese Fristen hin. 
Unabhängig von diesen Fristen sind die übermittelten Daten 
zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie übermittelt 
worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 

h) Die übermittelnde Behörde und die empfangende Stelle sind 
verpflichtet, die Übermittlung und den Empfang von Daten 
aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde Behörde und die empfangende Stelle sind 
verpflichtet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefug- 
ten Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekannt- 
gabe zu schützen. 

Artikel 12 

Beendigung der Hilfeleistung 

Die Hilfsmannschaften und die einzelnen Fachkräfte müssen 
ihre Tätigkeit unverzüglich beenden, wenn die zuständigen 
Behörden oder die Behörden nach Artikel 3 Absatz 3 dies 
bestimmen. Anderenfalls endet ihre Tätigkeit mit der Erfüllung 
der Aufgabe. Danach haben die Hilfsmannschaften und die 
einzelnen Fachkräfte das Hoheitsgebiet des hilfeersuchenden 
Staates unverzüglich zu verlassen. 

Artikel 13 

Weitere Formen der Zusammenarbeit 

(1) Die zuständigen Behörden und die in Artikel 3 Absatz 3 
genannten Behörden arbeiten insbesondere in folgenden Berei- 
chen zusammen: 

a) Vorbereitung und Durchführung von Hilfeleistungen nach 
Maßgabe dieses Vertrags; 

b) Vorhersage, Vorbeugung und Bekämpfung der Folgen von 
Katastrophen und schweren Unglücksfällen durch den 
Austausch von praktischen Erfahrungen und Informationen 
wissenschaftlicher und technischer Art, durch Studienaufent- 
halte für Fachkräfte, Forschungsprogramme und Fachkurse, 
einschließlich der Zusammenarbeit der einschlägigen Ausbil- 
dungseinrichtungen, sowie Durchführung von gemeinsamen 
Übungen; 

c) Austausch von Informationen über Gefahren und Folgen von 
Katastrophen und schweren Unglücksfällen, die sich auf das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ausbreiten kön- 
nen; der gegenseitige Informationsaustausch umfasst auch 
die Übermittlung von Messdaten; 

d) Untersuchung der Ursachen von Katastrophen und schweren 
Unglücksfällen. 

(2) Für gemeinsame Übungen sind die Bestimmungen dieses 
Vertrags sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die zuständigen Behörden und die Behörden nach Artikel 3 
Absatz 3 können Vereinbarungen zur Durchführung dieses 
Vertrags treffen, soweit das Recht der Vertragsstaaten dies 
zu lässt. 


mi pfedpisy smiuvnfho statu, na jehoz üzemi bylo o informa- 
ci pozädäno. 

f) Je-Ii nekdo v düsledku pfedänf üdajü podle teto smiouvy 
protiprävne poskozen, odpovfdä mu za skodu pfijemce 
podle svych vnitrostätnich prävnfch predpisü. Ve vztahu 
k poskozenemu se pfijemce nemüze odvolävat na to, ze 
skodu zpüsobil pfedävajicf orgän. Poskytne-Ii stät pfijemce 
nekomu nähradu za takovouto skodu vzniklou v düsledku 
porusenf ustanovenf tohoto clänku pfedävajici'm orgänem, 
uhradf mu celkovou cästku nährady stät pfedävajfci'ho orgä- 
nu. 


g) Pokud vnitrostätnf prävni pfedpisy platne pro pfedävajicf 
orgän pfedpoklädaji s ohledem na pfedane üdaje zviästnf 
Ihüty pro vymaz üdajü, upozorni pfedävajicf orgän na tyto 
Ihüty pffjemce. Nezävisle na techto Ihütäch je nutno pfedane 
üdaje vymazat, jakmile jiz nejsou potfebne pro ücel, pro 
ktery byly pfedäny. 

h) Pfedävajfcf orgän a pffjemce jsou povinni vest evidenci o 
pfedänf a pffjmu üdajü. 

i) Pfedävajfcf orgän a pffjemce jsou povinni ücinne chränit 
pfedane üdaje proti neoprävnenemu pffstupu, neoprävnene 
zmene a neoprävnenemu sdelenf. 


Clänek 12 

Ukoncenf poskytovänf pomoci 

Zächranne jednotky a jednotlivf odbornfci musf svou cinnost 
neprodlene ukoncit, jestlize tak rozhodnou pffslusne orgäny 
nebo orgäny podle clänku 3 ödst. 3. V ostatnfch pffpadech koncf 
jejich cinnost okamzikem splnenf ükolu. Pote musf zächranne 
jednotky a jednotlivf odbornfci neprodlene opustit üzemi stätu 
zädajfciho o pomoc. 

Clänek 13 

Dalsi formy spolupräce 

(1) Pffslusne orgäny a orgäny uvedene v clänku 3 ödst. 3 
spolupracujf zejmena v näsledujicfch oblastech: 

a) pffprava a poskytovänf pomoci podle teto smiouvy, 

b) prognözy, prevence a odstranoväni näsledkü katastrof a 
velkych havärii formou vymeny praktickych zkusenosti a 
informaci vedeckeho a technickeho charakteru, formou 
studijnich pobytü pro odborniky, vyzkumnych programü a 
odbornych kurzü vcetne spolupräce pfislusnych skolicich 
zaffzeni, jakoz i organizovänim spolecnych cviceni. 


c) vymena informaci o nebezpecfch a näsledcich katastrof a 
velkych havärii, ktere se mohou rozsifit na üzemi druheho 
smiuvnfho stätu; vzäjemnä vymena informaci zahrnuje take 
pfedävänf mefenych dat, 

d) zjist’ovänf pficin katastrof a velkych havärii. 

(2) Pro spolecnä cviceni se pfimefene pouzijf ustanovenf teto 
smiouvy. 

(3) Pffslusne orgäny a orgäny podle clänku 3 ödst. 3 mohou 
uzavirat ujednäni k provädeni teto smiouvy, umoznuji-li to 
prävni pfedpisy smiuvnfch stätü. 
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Artikel 14 

Fernmeldeverbindungen 

Die zuständigen Behörden bzw. die Behörden nach Artikel 3 
Absatz 3 treffen rechtzeitig gemeinsam die erforderlichen 
Maßnahmen, damit Fernmeldeverbindungen zwischen ihnen, 
zwischen diesen Behörden und den von ihnen entsandten Hilfs- 
mannschaften, zwischen den Hilfsmannschaften untereinander 
und zwischen den entsandten Hilfsmannschaften und der Ein- 
satzleitung ermöglicht werden. 

Artikel 15 

Andere vertragliche Regelungen 

Rechte und Pflichten der Vertragsstaaten aus anderen völker- 
rechtlichen Übereinkünften werden durch diesen Vertrag nicht 
berührt. 

Artikel 16 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung und Anwen- 
dung dieses Vertrags, die nicht unmittelbar zwischen den zustän- 
digen Behörden ausgeräumt werden können, werden auf dem 
Verhandlungswege zwischen den Vertragsstaaten beigelegt. 

Artikel 17 

Schlussbestimmungen 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Prag ausgetauscht. Der 
Vertrag tritt am ersten Tag des ersten Monats nach dem Tag des 
Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(2) Die Registrierung dieses Vertrags beim Sekretariat der Ver- 
einten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Natio- 
nen wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten von deutscher 
Seite veranlasst. Die tschechische Seite wird unter Angabe der 
VN-Registrierungsnummer von der erfolgten Registrierung unter- 
richtet, sobald diese vom Sekretariat der Vereinten Nationen 
bestätigt worden ist. 

(3) Dieser Vertrag wird auf unbegrenzte Zeit geschlossen. 
Jeder Vertragsstaat kann ihn auf diplomatischem Wege schrift- 
lich kündigen. Die Kündigung wird sechs Monate nach dem Tag 
wirksam, zu dem die Anzeige der Kündigung dem anderen 
Vertragsstaat zugegangen ist. 


Geschehen zu Berlin am 19. September 2000 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher und tschechischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Clänek 14 

Telekomunikacm' spojem' 

Pfislusne orgäny, popfi'pade orgäny podle clänku 3 ödst. 3, 
ucinf vcas spolecne potfebnä opatfenf, aby umoznily telekomu- 
nikacm' spojeni mezi sebou, mezi temito orgäny ajimi vysianymi 
zächrannymi jednotkami, mezi zächrannymi jednotkami 
navzäjem a mezi vysianymi zächrannymi jednotkami a ffzem'm 
zäsahu. 

Clänek 15 

Jine smiuvm' üpravy 

Präva a povinnosti smiuvnich stätü vypIWaj'ci z jinych 
mezinärodneprävm'ch smiuvm'ch dokumentü nejsou touto 
smiouvou dotceny. 

Clänek 16 
Urovnävänf sporü 

Näzorove rozdi'ly tykaji'ci se vykladu a provädenf teto smlou- 
vy, ktere nebudou moci pffmo vyfesit pfislusne orgäny, urovnajf 
smiuvni stäty jednänim. 

Clänek 17 

Zäverecnä ustanovem' 

(1) Tato smiouva podlehä ratifikaci. Ratifikacni listiny budou 
vymeneny v Praze v dobe co nejkratsf. Tato smiouva vstoupi v 
platnost prvniho dne mesfce näsledujiciho po dni vymeny ratifi- 
kacnfch listin. 

(2) O registraci teto smiouvy na sekretariätu Organizace 
spojenych närodü podle clänku 12 Charty Organizace 
spojenych närodü zazädä neprodlene po jejim vstupu v platnost 
nemeckä strana. Ceskä strana bude o provedene registraci 
informoväna s uvedenim registracnfho cfsla OSN, jakmile ji 
sekretariät Organizace spojenych närodü potvrdi. 

(3) Tato smiouva se uzavirä na dobu neurcitou. Kazdy smiu- 
vni stät ji müze pisemne vypovedet diplomatickou cestou. 
Vypoved’ nabWä ücinnosti sest mesicü ode dne, v nemz bylo 
oznämeni o vypovedi doruceno druhemu smiuvnimu stätu. 


Däne v Berlins dne 19. zäfi 2000 ve dvou püvodnich vyhoto- 
venich, kazde vjazyce nemeckem aceskem, pricemzobe zneni 
maji stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nemecko 
Hilger 
Schily 

Für die Tschechische Republik 
Za Ceskou republiku 
St. Gross 
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Denkschrift zu dem Vertrag 

A. Allgemeiner Teil 

Aus der Erkenntnis, dass eine umfassende Zusammen- 
arbeit mit den Nachbarstaaten ein wesentliches Ketten- 
glied zur Vorsorge und bei der Bewältigung von Katastro- 
phen und Unglücksfällen bildet, hat die Bundesrepublik 
Deutschland zu Beginn der 80er Jahre mit der Vereinba- 
rung von Hilfeleistungsabkommen mit ihren europäischen 
Nachbarn begonnen. Der mit der Tschechischen Repu- 
blik geplante Vertrag über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen stellt den 
wichtigen Abschluss dieser Entwicklung dar. 

Der Vertrag soll - unter Würdigung des Gedankens nach- 
barlicher Solidarität - den rechtlichen Rahmen für eine 
rasche und wirkungsvolle grenzüberschreitende Hilfe im 
Katastrophen- und Unglücksfall bilden. Er soll zudem 
Impulse für einen verstärkten Informations- und Erfah- 
rungsaustausch auf den verschiedenen Ebenen der nach- 
barlichen Zusammenarbeit im Rahmen von Hilfeleistun- 
gen geben. 

Zu diesem Zweck legt der Vertrag die Ansprech- und 
Kontaktstellen fest. Er regelt Erleichterungen für den 
grenzüberschreitenden Verkehr von Einsatzkräften und 
Gütern sowie Fragen der Einsatzkosten, wobei der 
Grundsatz des gegenseitigen Kostenverzichts gilt. Der 
Vertrag sieht einen Haftungsausschluss bei Personen- 
und Sachschäden sowie einen umfassenden Informa- 
tions- und Erfahrungsaustausch der beiden Vertrags- 
parteien vor und enthält Regelungen zur Schaffung von 
Telekommunikationsverbindungen und zum Datenschutz. 

Neben dem Bundesministerium des Innern und dem Aus- 
wärtigen Amt können die Innenministerien der Freistaaten 
Bayern und Sachsen - als gemäß Artikel 3 des Vertrags 
für die Stellung und Entgegennahme von Hilfeersuchen 
zuständige Landesbehörden - ergänzende Vereinbarun- 
gen nach Maßgabe von Artikel 1 3 Abs. 3 des Vertrags hin- 
sichtlich der konkreten Zusammenarbeit treffen bzw. 
andere Behörden und Stellen hierzu ermächtigen. 

B. Besonderer Teil 

Artikel 1 beschreibt Regelungsinhalt und Regelungs- 
bereich des Vertrags. 

Artikel 2 definiert wichtige im Vertrag verwandte Be- 
griffe. 

In Artikel 3 sind die Behörden aufgeführt, die in den 
beiden Vertragsstaaten für die Stellung und Entgegen- 
nahme von Hilfeersuchen zuständig sind. Für die Bundes- 
republik Deutschland sind dies das Bundesministerium 
des Innern, das Auswärtige Amt sowie die Innenministe- 
rien der an die Tschechische Republik angrenzenden 
Freistaaten Bayern und Sachsen. Artikel 3 Abs. 3 ermäch- 
tigt die zuständigen Behörden, dies weiter zu delegieren, 
um die grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf ört- 
licher Ebene zu stärken. 


Artikel 4 legt in Absatz 1 fest, in welcher Form Hilfe 
geleistet werden kann, und sagt in Absatz 2 aus, dass 
Hilfspersonal und Material auf dem Land-, Luft- oder 
Wasserweg transportiert werden können. 

Artikel 5 enthält im Interesse der erforderlichen 
Schnelligkeit und Wirksamkeit der Hilfseinsätze Regelun- 
gen für die Hilfsmannschaften, um den grenzüberschrei- 
tenden Personenverkehr zu erleichtern sowie Regelungen 
über die mindestens erforderlichen Grenzformalitäten. 
Absatz 4 enthält Grenzübertrittsregelungen für den Fall, 
dass ein Vertragsstaat Transitstaat für Hilfeleistungen ist, 
die einem Vertragsstaat oder einem Drittstaat gewährt 
werden. Nach Absatz 5 sind Hilfsmannschaften und 
Fachkräfte von der Arbeitsgenehmigungspflicht i. S. des 
§ 284 des Dritten Buchs Sozialgesetzbuch - Arbeitsförde- 
rung - befreit. 

Artikel 6 korrespondiert mit Artikel 5: Auch hinsicht- 
lich der von den Hilfsmannschaften mitgeführten Aus- 
rüstungsgegenstände und Hilfsgüter werden Erleich- 
terungen im grenzüberschreitenden Güterverkehr einge- 
räumt. Formalien werden auf ein Mindestmaß reduziert. 

Artikel 7 regelt die Besonderheiten bei einem mög- 
lichen Einsatz von Luftfahrzeugen. 

Artikel 8 unterstreicht die Verantwortung der Behörden 
des Einsatzstaates für die Hilfsaktion und legt das Verfah- 
ren der Einordnung der angeforderten Hilfsmannschaften 
in die Maßnahmen zur Schadensabwehr und -beseitigung 
fest. 

Artikel 9 Abs. 1 sieht einen grundsätzlichen Kosten- 
verzicht der Vertragsstaaten für die im Rahmen der Hilfe- 
leistung entstandenen Aufwendungen vor. Den für die 
Stellung und Entgegennahme des Ersuchens zuständigen 
Stellen bleibt es unbenommen, im Einzelfall abweichende 
Vereinbarungen zu treffen. 

Absatz 2 bestimmt - abweichend von Absatz 1 - für den 
sehr kostenaufwändigen Einsatz von Luftfahrzeugen, 
dass die durch den Einsatz entstandenen Kosten 
grundsätzlich erstattet werden. 

Absatz 3 enthält die Verpflichtung des hilfeersuchenden 
Staates, die Einsatzkräfte des hilfeleistenden Staates 
während eines Einsatzes kostenlos logistisch zu ver- 
sorgen. 

Absatz 4 regelt die Kosten im Falle der Vermittlung von 
Hilfeleistungen. 

Absatz 5 wiederholt für den hilfeersuchenden Staat die in 
Absatz 1 genannte Möglichkeit, vom Grundsatz des 
Kostenverzichts abzu weichen. 

Zu Artikel 10 

Nach den Absätzen 1 und 2 verzichtet jeder Vertragsstaat 
grundsätzlich auf alle Entschädigungsansprüche aus 
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Vermögens- und Personenschäden, die ihm im Zu- 
sammenhang mit der Durchführung des Vertrags zuste- 
hen. 

Absatz 3 stellt fest, dass der in Absatz 2 für Personen- 
schäden normierte Entschädigungsverzicht der Vertrags- 
staaten untereinander nicht die Rechte Geschädigter 
berührt. 

Absatz 4 trifft eine Regelung im Falle von Drittschäden, 
die durch ein Mitglied der Hilfsmannschaft oder eine 
Fachkraft der ersuchten Vertragspartei entstehen. 

Nach Absatz 5 gelten die Absätze 1 und 2 nicht bei einem 
mit Vorsatz oder aufgrund grober Fahrlässigkeit herbei- 
geführten Schaden. 

Nach Absatz 6 verpflichten sich die Vertragsstaaten zu 
enger Zusammenarbeit und umfassendem Informations- 
austausch in Schadensfällen. 

Artikel 11 trifft Regelungen zum Schutz personenbezo- 
gener Daten. 


Artikel 12 trifft Regelungen zur Beendigung der Hilfe- 
leistung. 

Artikel 13 enthält Regelungen über die nähere Ausge- 
staltung der Zusammenarbeit. 

Artikel 14 verpflichtet die Vertragsstaaten, die erforder- 
lichen Vorkehrungen für die Einrichtung von Fernmelde- 
verbindungen zwischen den am Einsatz beteiligten 
Behörden und Hilfsmannschaften zu treffen. 

Nach Artikel 15 werden bestehende Rechte und Pflich- 
ten beider Vertragsstaaten aus anderen völkerrechtlichen 
Übereinkünften durch diesen Vertrag nicht berührt. 

Artikel 16 regelt das Verfahren zur Beilegung von Mei- 
nungsverschiedenheiten, die sich aus der Auslegung oder 
Anwendung des Vertrags ergeben könnten. 

Artikel 17 enthält Vorschriften über Ratifikation, Inkraft- 
treten, Geltungsdauer und das Verfahren zur Kündigung 
des Vertrags. 
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